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LL Vorwärts ist die Zeitung der ISA, 
der Internationalen Sozialisti-
schen Alternative, vormals SLP 
(Sozialistische LinksPartei). Seit 
1983 erscheint diese inzwischen 
älteste durchgängig erscheinende 
sozialistische Zeitung des Landes.

LL Der tägliche Wahnsinn des Ka-
pitalismus zeigt: Es braucht eine 
sozialistische Zeitung - und 
eine sozialistische Organisation. 
Überall Krisen: Die Klimakrise 
erzeugt Extremwetter, Hunger 
und Flucht, die Wirtschaftskrise 
Arbeitslosigkeit und Armut. Die 
Krise des Kapitalismus bringt 
Krieg und Zerstörung. Die poli-
tische Krise stärkt rechte Kräfte. 
Das kann Angst machen - und 
erzeugt Widerstand mit Protes-
ten und Arbeitskämpfen. Denn 
so kann es einfach nicht weiter-
gehen. Es mangelt nicht an der 
Bereitschaft, sich zu wehren und 
zu kämpfen. Doch oft mangelt es 
am Plan, was konkret zu tun ist, 
am Programm, das einen echten 
Ausweg aufzeigt. 

LL Als Sozialist*innen sind wir 
überall dabei, wo sich Menschen 
gegen Ungerechtigkeiten wehren 
und verbinden diese Kämpfe mit 
einer sozialistischen Perspektive. 

LL Wir sind aktiv und Teil von Bewe-
gungen gegen Krieg, Bildungs-
abbau und Rassismus. Mit der 
sozialistisch feministischen Ini-
tiative ROSA führen wir Proteste 
in frauendominierten Branchen 
mit dem Widerstand gegen Se-
xismus und dem Kampf um eine 

Systemalternative zusammen. 
Wir bauen als aktive Beschäftigte 
und kämpferische Betriebsrät*in-
nen Widerstand am Arbeitsplatz 
auf und kämpfen für einen Kurs-
wechsel der Gewerkschaften.

LL Wir sind international und Teil 
der “International Socialist Al-
ternative” (ISA), der Organisa-
tionen und Parteien in über 30 
Ländern auf allen Kontinenten 
angehören. Wir stehen in den 
besten Traditionen der öster-
reichischen und internationalen 
Arbeiter*innenbewegung.

LL Wir sind demokratisch und bei 
uns gibt es keine Privilegien. 
Wir diskutieren und entscheiden 
gemeinsam - und setzen dann 
gemeinsam um. Wir sind vom 
Establishment, bürgerlichen 
Parteien und Konzernen un-
abhängig und unsere Funktio-
när*innen beziehen maximal ein 
Durchschnittseinkommen.

LL Wir kämpfen für eine sozialis-
tische Gesellschaft, die demo-
kratisch und nach den Bedürf-
nissen der Menschen organisiert 
ist. Stalinismus und die SPÖ 
haben und hatten nichts mit 
Sozialismus zu tun.

LL Mehr über unsere Ideen kannst 
du in dieser Zeitung lesen. Komm 
zu unseren Aktionen und Treffen, 
um mit uns zu diskutieren und 
selbst aktiv zu werden!

WER
WIR

SIND

TREFFPUNKTE
GRAZ 
jeweils Montag, 19:00 Uhr

LINZ  
jeweils Montag, 18:30 Uhr

SALZBURG-STADT  
auf Nachfrage

VÖCKLABRUCK 
auf Nachfrage

WIEN

ISA Wien West 
jeweils Montag, 18:30 Uhr

ISA Brigittenau 1 
jeweils Dienstag, 18:30 Uhr

ISA Brigittenau 2 
jeweils Donnerstag, 18:30 Uhr

Wegen Corona finden die Treffen sehr  
unterschiedlich  statt,  in  den Lokalen,  
auf  Zoom oder im Freien. Wir freuen 
uns auf  Deine/Ihre Teilnahme. Bitte 
vorher unter slp.at/kalender schauen, 
wo bzw. wie das Treffen stattfindet 
bzw. unter slp@slp. at die Einwahldaten 
für Online-Treffen erfragen.

Impressum:  
Eigentümer, Herausgeber Verleger & Redaktion: 
Sozialistische LinksPartei (SLP),  Pappenheimgasse 2/1, 1200 Wien  
Herstellungs- und Verlagsort: Wien 
DVR: 0820202 | Zulassungs-Nr.: 327808W97U  
Abo-Zahlungen & Spenden: 
IBAN: AT 25600000000 8812733 | BIC: OPSKATWW

TERMIN DES MONATS
ÖGB-TEUERUNGSKONFERENZ

Das übliche ergebnislose Dampf-
Ablass-Event können wir uns nicht 
leisten. Machen wir den 8.6. zum 
Startpunkt einer offensiven und 
kämpferischen Kampagne, inklusive 
Vorbereitung von Streiks. Melde dich, 
wenn du mitmachen willst.

8. Juni
Wien

 
Anlässlich der galoppierenden 
Inflation ruft der ÖGB zur Konferenz.
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von Sonja Grusch 
und Christoph Glanninger

Mit der jüngsten Regierungsumbil-
dung wird Martin Kocher dem Minis-
terium für “Arbeit und Wirtschaft” 
vorstehen. “Gemeinsam” sollen wir 
die Krisen bewältigen. Die Realität 
sieht anders aus: Die Reallöhne ver-
zeichnen den größten Rückgang seit 
Beginn der Aufzeichnungen 1955. 
Die Strategie der Regierung und Bos-
se ist, uns für die Krisen zahlen zu 
lassen. Dass von Regierung, Medien 
und Unternehmen außer der dumpen 
Propaganda vom gemeinsamen Boot 
nichts zu erwarten ist, ist klar. Aber 
auch die Gewerkschaftsspitze versagt 
völlig darin, einen entschlossenen 
Kampf um nötige Verbesserungen zu 
führen. Lohnverhandlungen werden 
ohne Streiks beendet und kommen 
nirgends an die reale Teuerung he-
ran. Im Pflegebereich gibt sich die 
Gewerkschaft mit symbolischen Mo-
bilisierungen und einer absolut un-
zureichenden Pflegereform zufrieden 
(mehr auf S.5). Wer darauf hofft, dass 
die Gewerkschaftsführung durch die 
Macht des Notwendigen wie durch 
ein Wunder wachgeküsst und endlich 
kämpferisch würde, irrt. Wimmer & 
Co. leben in einer anderen Realität, 
sind eng verbunden mit den Eliten 
der Gesellschaft, der Politik und ideo-
logisch tief in der Sozialpartnerschaft 
verankert.

Auf die Gewerkschaftsführung zu 
warten ist zu wenig

Wir müssen uns organisieren und 
von unten einen Kurswechsel er-
zwingen. Die nächste Möglichkeit 
ist die Teuerungskonferenz des ÖGB 
am 8. Juni. Geplant ist sie ohne ak-
tive Beteiligung der Mitglieder. Wir 
aber schlagen vor, sie zum Auftakt 
eines echten Aktionsplans zu machen. 
Dazu müssen konkrete Forderungen 

diskutiert und beschlossen werden. 
Dazu gehören die dauerhafte Strei-
chung der Umsatzsteuer, insbeson-
dere auf Wohnen, Verkehr und alle 
Güter des täglichen Bedarfs und der 
Ersatz durch eine echte Vermögens-
besteuerung – und, dass Löhne und 
Gehälter künftig fix mit der Inflation 
steigen und Verhandlungen/Kämpfe 
um echte Lohnerhöhungen geführt 
werden. Zur Durchsetzung braucht es 
einen konkreten Aktionsplan: Noch 
im Juni Betriebsversammlungen in 
allen Betrieben, eine bundesweite 
Betriebsrät*innenkonferenz zur Dis-
kussion um Forderungen und Stra-
tegie sowie Demonstrationen in allen 
Landeshauptstädten. Der Sommer 
muss genutzt werden, um einen hei-
ßen Herbst vorzubereiten - und zwar 
indem die Gewerkschaften öffentlich 
mobilisieren und kampagnisieren. 
Sollte die Regierung bis Herbst keine 
wirkungsvollen Maßnahmen gesetzt 
haben, muss der nächste Schritt ein 
bundesweiter Streik und Aktions-
tag im September sein. Von Katzian, 
Wimmer & Co. ist eine solche Stra-
tegie nicht zu erwarten. Wir müssen 
daher hier von unten Druck machen 
und selbst beginnen, uns darauf 
vorzubereiten. Im Metallbereich, 
der traditionell die Herbstlohnrun-
de eröffnet, sind die Kolleg*innen 
nicht nur unzufrieden mit den letz-
ten Abschlüssen, sondern verfügen 
auch über eine enorme Kampfkraft. 
Gleichzeitig bereiten sich die Kol-
leg*innen im Sozialbereich schon auf 
Kämpfe in den Verhandlungen vor. 
In der Pflege gärt es ebenso wie in 
den Kindergärten. Elektro, Chemie, 
Druck etc. - hier wurde mit Säbeln 
gerasselt und dann unter dem Nö-
tigen abgeschlossen, obwohl viele 
Kolleg*innen ihre Kampfbereitschaft 
signalisiert haben. Das ist die Basis für 
eine Revolution in der Gewerkschaft, 
einen wirklich heißen Herbst, um zu 
erkämpfen, was wir brauchen.

Wer auf Wunder wartet, 
hat verloren
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Leben in der Dauerkrise?
von Albert Kropf

Vor nicht allzu langer Zeit galt Öster-
reich als „Insel der Seligen“: Wenig 
Korruption, sozialer Friede und hohes 
Vertrauen in die Politik. Nun jagt ein 
Skandal den anderen. Bei Gerichten und 
Untersuchungsausschüssen drücken 
sich die Politiker*innen die Türklinke 
in die Hand. Der soziale Friede steht 
nur deshalb, weil die Gewerkschafts-
führung den Deckel über den immer 
stärker brodelnden Unmut hält. Weil es 
kein Ventil für soziale Kämpfe gibt, ent-
lädt sich der Unmut „gegen die da oben“ 
dann teilweise z. B. in surrealen Auf-
märschen der Corona-Leugner*innen.

„Sozialismus oder Barbarei“ 
(Rosa Luxemburg 1916)

Auch international ein Bild von Kri-
sen: Religiöser Terror, Wirtschaftskri-
se, Klimawandel, Corona. Die Dichte 
und Schnelligkeit der Abfolge von Kri-
sen zeigt, dass wir in eine neue Phase 
eingetaucht sind. Es scheint fast, als 
befänden wir uns auf dem Weg in diese 
Barbarei. Es scheint ein wenig zu ein-
fach, für alles den Kapitalismus verant-
wortlich zu machen. Doch der Marxis-
mus analysiert eine Gesellschaft und 
deren „Probleme“ über die wirtschaft-
lichen Zusammenhänge wie produziert 
und verteilt wird. Und so wurzeln viele 
Ansätze für Krisen, Kriege und Fehl-
entwicklungen der letzten Periode im 
kapitalistischen System. Privatisierun-
gen und Sozialabbau seit den 1980ern 
und mit Turbo seit dem Jahr 2000: Ganz 
klare Politik für das „Kapital“ und 

gegen die „Arbeit“. Weder im Irak noch 
jetzt in der Ukraine geht es um Demo-
kratie, sondern um wirtschaftliche 
bzw. geopolitische Interessen. Selbst 
der Aufstieg Red Bull Salzburgs zum 
neuen Serienmeister ist letztlich Aus-
druck des Neoliberalismus: Alles und 
jedes wird zur Ware. Deswegen werden 
nicht nur Gesundheitssysteme priva-
tisiert, sondern auch Sportvereine uns 
weggenommen und zu Kapitalgesell-
schaften und deren Logik unterworfen.

Vertrauensverlust 
in die „traditionelle“ Politik

Selbst die bürgerliche Demokratie, 
die uns Wahlen, Presse- und Mei-
nungsfreiheit gewähren sollte, ist in 
der Krise. Die Zahl der Wahlenthaltung 
steigt, wenn jemand gewählt wird, 
dann meistens als kleineres Übel, aber 
ohne viel Vertrauen. Jüngstes Beispiel 
dazu ist der neue, alte französische 
Staatschef Macron. Generell verbrau-
chen sich Politiker*innen schneller, als 
Neue von den alten Parteien gefunden 
werden können. Beim Wahlsieg von Se-
bastian Kurz und dem Umbau der ÖVP 
war von einem substantiellen Wahlsieg 
die Rede, der Kurz für ein Jahrzehnt 
oder länger an die Spitze gebracht ha-
ben wollte. Die Realität sah anders aus: 
Einiges an Korruptionsverdacht und 
ein paar Jahre später ist auch Sebastian 

Kurz und mit ihm sein ganzes Team 
schon in der „Privatwirtschaft“ ge-
strandet. Und weil sich das Postenka-
russell immer schneller dreht, müssen 
sie sich in Monaten die Taschen füllen, 
wo sie früher Jahrzehnte hatten. Die 
Korruption nimmt also weiter zu - und 
das Vertrauen weiter ab. Die arbeiten-
de Bevölkerung steht dieser Situation 
weitgehend vertretungslos gegenüber. 
Die Sozialdemokratie ist schon so weit 
„in die Mitte gerückt“, dass sie man-
cherorts schon wieder rechts runter-
plumpst und hat ihre Verbindung 
zur Arbeiter*innen-Bewegung längst 
gekappt. Die Gewerkschaften fürch-
ten sich vor der Verantwortung, eine 
Regierung zu stürzen und selbst keine 
Alternative zu haben. Deswegen win-
ken sie letztlich alles mit mal mehr, 
mal weniger „Grummeln“ durch. In 
diesem Netz, aus dem Spagat von Pro-
test- aber doch auch staatstragender 
Partei, gefangen sind auch diverse 
neue linke Formationen, von RC (Ita-
lien) über Podemos (Spanien) bis zur 
Linkspartei (Deutschland). Es braucht 
eben nicht bloß eine bessere Verwal-
tung des Abstiegs in die „Barbarei“, 
sondern sozialistische Politik, um den 
Abstieg aufzuhalten und umzukehren. 
In diesem Sinn können wir nur sagen 
„Vorwärts zum Sozialismus!“, vor-
wärts zu einer neuen, sozialistischen 
Arbeiter*innen-Partei!

LL Durchschnittslohn für Politiker*innen, Rechenschaftspflicht und jederzeitige 
Wähl- und Abwählbarkeit! Nur wer wie wir lebt, macht Politik für uns! Wer 
Privilegien hat, macht Politik für die Privilegierten.

Wir fordern:



Kapitalismus (miss)braucht Frauen

Pflegereform: 
Kein großer 
Wurf

Insgesamt geht die “Pflegereform” 
weiter im Trend, Pflege mehr und 
mehr ins Private zu verlagern. Das 
wird hinter schönen Worten versteckt. 
Grünen-Klubobfrau Sigi Maurer geht 
sogar so weit, zu behaupten „der große 
Durchbruch” wäre “auch ein wichti-
ger Erfolg für die Gleichstellungs-
politik. Denn vor allem Frauen sind in 
Pflegeberufen tätig und übernehmen 
auch in den meisten Fällen zu Hause 
die Pflege von Angehörigen.“ Tatsäch-
lich lässt man aber genau diese Frauen 
weiter im Stich. Wahr ist, dass haupt-
sächlich Frauen, die meist auch noch 
berufstätig sind, die Fürsorge-Arbeit 

(Kinderbetreuung, Pflege usw.) über-
nehmen, entweder schlecht bezahlt 
oder gratis zu Hause. Das System 
spart sich Milliarden. Neoliberale 
Kürzungen haben diesen Sektor ver-
größert. Arbeitsbedingungen werden 
schlechter und öffentliche Angebote 
reduziert. Gleichzeitig steigt der Ver-
sorgungsbedarf, weil Menschen älter 
und kränker werden.

Dieser Widerspruch zwischen der 
gesellschaftlichen Stellung von Frauen 
(rechtliche Gleichstellung, Integration 
in den Arbeitsmarkt usw.) und ihrer 
Rolle in der “Care-Arbeit” wächst und 

ist die Basis für steigenden Widerstand 
dagegen.

Wir sagen: Fürsorge muss Aufgabe 
der ganzen Gesellschaft sein. In einem 
Wirtschaftssystem, wo es nicht da-
rum geht, die Profite der Konzerne 
abzusichern, sondern den vorhande-
nen Reichtum für die Bedürfnisse der 
Menschen einzusetzen, können wir 
eine gute Versorgung für alle bereit-
stellen - mit dem Kapitalismus aber 
geht das nicht!

beide Artikel von Jan Millonig, 
Krankenpfleger
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Eine Milliarde für die nächsten 2 
Jahre umfasst die jüngst vorgestellte 
Pflegereform. Was danach kommt, 
ist ungewiss. Ein Tropfen auf den 
heißen Stein, wie viele Kolleg*innen 
sagen. Die Hälfte geht in eine nicht 
dauerhafte “Gehaltserhöhung” (eher 
ein Bonus) von ca. 7 % (Inflation im 
Mai: 7,2 %). An Arbeitsbedingungen 
und Strukturen ändert sich nichts. 
Die Erweiterung der Tätigkeiten für 
Assistenzberufe und die Pflegelehre 
bedeuten: Mehr Verantwortung, we-
niger Bezahlung, weniger Fachkräfte. 
Auch Ausbildungszuschuss (von 600€ 
sollen Erwachsene leben können?), 
Erweiterung von Stipendien und Er-
höhung des Pflegegeldes für Menschen 
mit Demenz (das seit Jahrzehnten 
nicht angepasst wurde) liegen weit 
unter dem Nötigen.

Pflegende Angehörige werden mit 
1.500 € im Jahr (!) abgespeist. Dringend 
nötige Investitionen in den Ausbau 
von Pflegeeinrichtungen und mobilen 
Diensten sowie anderen Betreuungs-
formen sind nicht vorgesehen. Dafür 
wird der Zugang für ausländische 

Arbeitskräfte dereguliert, um dem 
Fachkräftemangel entgegenzuwir-
ken. Wir sind gegen Hürden und Dis-
kriminierung von Migrant*innen am 
Arbeitsmarkt. Doch was hier forciert 
wird, ist, diese (meist) Frauen aus är-
meren Ländern des Ostens als billige 
Arbeitskräfte und zum Drücken von 
Löhnen, Arbeitsbedingungen und 
Ausbildungsniveau zu missbrauchen. 
Dieser “Care-Kolonialismus” findet 
auch durch das System der 24-h-Pfle-
ge statt. Ob es für diese Kolleg*innen 
Verbesserungen geben wird, ist völlig 
unklar. Nötig wären staatliche Be-
treuungsstrukturen mit ordentlichen 
Dienstverhältnissen, ordentlicher 
Bezahlung und Deutschkursen in 

der Arbeitszeit. So unzureichend die 
Pflegereform ist, zeigt sie doch, was 
gewerkschaftlicher Druck bewirkt. 
Die Regierung musste wenigstens ir-
gendetwas liefern. Wenn sich die Ge-
werkschaft damit zufrieden gibt, ent-
spricht das aber weder dem Nötigen 
noch dem Wunsch der Beschäftigten. 
Wir müssen JETZT den Druck erhö-
hen! Die Proteste am Tag der Pflege 
(12.5.) waren kleiner als erwartet, 
weil während der Arbeitszeit. Unser 
Block hat Streiks gefordert und viele 
Kolleg*innen haben klargemacht, dass 
sie bereit dazu sind. So könnten mehr 
Beschäftigte teilnehmen und mehr 
Druck erzeugt werden, um die nötigen 
Verbesserungen zu erkämpfen.



Info
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Vorschläge, um die Situation der mehr als 250.000 Kolleg*innen in privater 
Pflege und Sozialeinrichtungen nachhaltig zu verbessern.

Von Michael Gehmacher, Betriebsrat ASB-WSD

m Organisierung von unten: Weil die 
Gewerkschaftsführung in den letzten 
Jahren keine entsprechende Strategie 
umgesetzt hat, müssen wir uns selbst 
organisieren und uns dafür einsetzen. 
Betriebsrät*innenkonferenz (30.5.) und 
Demonstration (23.6.) sind richtige 
Schritte, die wir nutzen müssen, um 
schon vor Verhandlungsbeginn ein star-
kes Zeichen zu setzen. Darauf können 
wir aufbauen! Organisieren wir uns im 
Betrieb und über Betriebe hinaus, um 
nicht nur den Arbeitskampf so stark wie 
möglich zu machen, sondern auch einen 
konsequenten Kurs von der Gewerk-
schaft einzufordern und zu erkämpfen. 

m Ausfinanzierung ist möglich und 
nötig: Die Coronahilfen für Unter-
nehmen und die Aufrüstungspläne 
zeigen, dass ausreichend Geld da ist. 
Die Organisierung und kämpferische 
KV-Verhandlungen sind daher auch 
notwendig, um zu verhindern, dass die 
Kosten für Krieg und Krisen auf dem 
Gesundheitsbereich abgeladen wer-
den und um für ein Gesundheits- und 
Sozialsystem zu kämpfen, in dem Be-
schäftigte und Betroffene zählen und 
nicht Kostenoptimierung. 

m Keine Verhandlungen wie jedes 
Jahr: Nach 3 Jahren Pandemie und 
einer massiven Teuerungswelle ist ein 
guter Abschluss für den unterbezahl-
ten Pflege- und Sozialbereich beson-
ders wichtig (v.a. nach dem schlechten 
3-Jahresabschluss). 2018 gab es erste 
Warnstreiks und jedes Jahr zeigen mehr 
Kolleg*innen, dass sie kämpfen wollen. 
Eine offensive Bewegung für echte Ver-
besserung ist gewünscht und notwendig.

m Es braucht Arbeitszeitverkürzung 
und Gehaltserhöhung: Wir brauchen 
einen Abschluss von mindestens 10% 
und 300 Euro Sockelbetrag (hilft klei-
neren und mittleren Einkommen). 
Aber eine Gehaltserhöhung darf nicht 
gegen die Umsetzung der 35-Stunden-
woche (die schon bei den letzten Ver-
handlungen gefordert wurde) ab 2023 
ausgespielt werden. Eine Arbeitszeit-
verkürzung ist dann ein erster wichtiger 
Schritt gegen Überlastung, wenn sie 
ohne Lohnverlust und mit zusätzlichem 
Personal erfolgt. Um eine weitere Ar-
beitsverdichtung zu verhindern, braucht 
es mindestens 20% mehr Personal!

m Mobilisieren, kämpfen, Streiks 
jetzt vorbereiten: Von Anfang an 
braucht es einen Aktionsplan mit 
möglichst breiter Mobilisierung. 2020 
haben viele Kolleg*innen v.a. aus dem 
Sozialbereich gestreikt. Während der 
Pandemie gab es viel Wut und viele Ak-
tionen in der Pflege, die jetzt für Streiks 
genutzt werden müssen. Besonders 
wichtig wird es sein, Solidarität aus 
anderen Bereichen zu organisieren. Die 
Demonstration am 23.6. in Wien ist ein 
wichtiger Schritt in diese Richtung und 
sollte auf alle Bundesländer ausgewei-
tet werden. Ein nächster nötiger Schritt 
sind Betriebrät*innenkonferenzen und 
Aktionen im Sommer. Im September 
müssen die beiden verhandelnden Ge-
werkschaften GPA und VIDA die Forde-
rungen im Rahmen einer gemeinsamen 
bundesweiten Betriebsrät*innen- und 
Aktivist*innenkonferenz diskutie-
ren und abstimmen. So werden die 
KV-Verhandlungen demokratisiert, viel 
mehr Betriebsrät*innen und Betriebe 

einbezogen. Das ist auch ein Signal der 
Stärke an Vereine und Regierungen. 
Wir brauchen dringend einen Abschluss 
über der Inflation, darum müssen wir 
den Kampf jetzt beginnen!

m Diakonie, Caritas, Rotes Kreuz, 
SWÖ & Co. gemeinsam verhandeln und 
kämpfen: Ein erster Schritt, um die 
Spaltung in unserem Bereich zu über-
winden ist es, sich auf gemeinsame 
zentrale Forderungen zu einigen und 
zumindest parallel die Verhandlungen 
zu führen, gemeinsam zu streiken und 
auch nur gemeinsam abzuschließen. 

m Kämpferische Strategie braucht 
Demokratie: Demokratie ist kein 
Selbstzweck. Gerade in einer Branche 
mit so vielen kleinen Einheiten braucht 
es die aktive Beteiligung und echte 
Mitbestimmung. Denn es sind unsere 
Löhne/Gehälter und es ist unser Risiko, 
wenn wir streiken. Neben Betriebs-
rät*innenkonferenzen braucht es eine 
Organisierung der Kolleg*innen von 
unten. Ein möglicher KV-Abschluss 
muss einer Debatte in den Betrieben 
und einer demokratischen Urabstim-
mung unterzogen werden.

So geht Kämpfen
in Pflege und Sozialbereich!

Special zu den SWÖ-Verhandlungen 1
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“Hab dich nicht so”:
Gegen Sexismus in der Gastro

InfoROSA hat eine Kampagne 
gestartet, um Kolleg*innen zu 
vernetzen und Missstände zu 
bekämpfen. 
	 Link zur Umfrage:

Gastronomie-Beschäftigte und 
Lehrlinge haben Sexismus und 
Ausbeutung am Arbeitsplatz satt:

Die sozialistische feministische Initiative 

von Sarah Moayeri, ROSA Aktivistin + 
einer ehemaligen Gastro-Beschäftigten

Unbezahlte Überstunden, Niedrig-
löhne, Erniedrigung, sexuelle Beläs-
tigung, K.O. Tropfen: Die Arbeitsbe-
dingungen in der Gastronomie waren 
schon immer eine Katastrophe, doch 
hat sich das unter Corona verschärft. 
Viele haben den Job verloren, wer ge-
blieben ist, hat die Krise doppelt und 
dreifach zu spüren bekommen. In der 
Branche arbeiten überwiegend junge 
Frauen (54% Frauen), Studierende, 
Minderjährige, die der Willkür von 
Chefs und Kund*innen oft schutzlos 
ausgesetzt sind. Schwarzarbeit nimmt 
zu, Arbeitsschutz ab. Tourismus und 
Gastronomie sind eine der größten 
und mächtigsten Wirtschaftszweige 
in Österreich (vor Corona 320.000 
Beschäftigte) mit hohen Profiten. Der 
jetzige Personalmangel liegt nicht nur 
an Corona, sondern in erster Linie an 
den Arbeitsbedingungen. 

ROSA startet Initiative gegen 
Sexismus & Ausbeutung

ROSA Wien hat aufgrund persönlicher 
Erfahrung von Aktivist*innen um das 
Thema Sexismus und Arbeitsbedin-
gungen in der Gastro eine online-Um-
frage gestartet, Straßenaktionen und 
Flyerverteilungen organisiert. Die Re-
aktionen waren eindeutig: Es gibt ein 
großes Bedürfnis unter Beschäftigten 
und Kund*innen, gegen Sexismus und 
Ausbeutung aktiv zu werden. Die Erfah-
rungsberichte zeigen die ausbeuterischen 
und unsicheren Arbeitsverhältnisse: 

Egal ob in der Systemgastro (McDonalds, 
Starbucks etc.) oder im kleinen Beisl. 
Eine Kollegin schrieb:

“Ich habe mit 15 angefangen, dort zu 
arbeiten. Eines Tages hat mir der Chef 
gesagt, dass er mich nicht für ‘allzu 
viele Stunden anmelden will, weil mir 
sonst das Kindergeld wegfällt.’ Natür-
lich akzeptiert man 5€ pro Stunde mit 
15. [...] Einen Lohnzettel habe ich nie 
unterschrieben, genausowenig einen 
Arbeitsvertrag. [...] Ich wurde regel-
mäßig von alten männlichen Gästen 
sexuell belästigt, ohne dass der Chef 
etwas dagegen unternahm.”

Was macht die Gewerkschaft?

Auch die Forderungen sind ein-
deutig: Höhere Löhne, regelmäßige 
Pausen, keine spontanen Überstun-
den, Belastungszulagen, Schutz vor 
Sexismus usw. Um das zu erkämpfen, 
braucht es gewerkschaftliche Orga-
nisierung. Doch bisher haben die Ge-
werkschaften, allen voran die Vida, die 
Branche mehr als vernachlässigt. Der 
Organisierungsgrad ist minimal und 
die mageren KV-Abschlüsse (+3,7% im 
Hotel- & Gastgewerbe) bringen zurecht 
viel Wut, aber keine Mitglieder. Viele 
Beschäftigte werden nicht mal kollek-
tivvertraglich entlohnt. Die Branche ist 
zersplittert und undurchsichtig - auch 

das macht die Arbeitsbedingungen ge-
fährlich. Aber eine Organisierung ist 
möglich, das zeigen Erfahrungen aus an-
deren Ländern. Die Gewerkschaft muss 
in die Offensive kommen, Betriebsrats-
gründungen vorantreiben, Kolleg*innen 
aus ihrer Isolation holen und vernetzen. 
87% der Gastro-Unternehmen arbeiten 
mit weniger als 10 Beschäftigten. Hier 
müssen gewerkschaftliche Kampagnen 
stark auf betriebsübergreifende Ver-
netzung und Solidarität auch von außen 
setzen. Mit ihrer aktuellen Initiative 
“Tatort Arbeitsplatz” will die Vida 
gegen Gewalt vorgehen. Bisher han-
delt es sich aber eher um eine hohle 
Werbekampagne. Und was ist dort zu 
lesen? Beschäftigte sollen einfach lau-
ter “Nein” sagen, wenn sie Opfer von 
sexueller Belästigung werden. Echter 
Schutz gegen Sexismus, sowohl für 
Beschäftigte als auch für Kund*innen, 
würde hingegen bedeuten, Anlaufstel-
len/Ansprechpartner*innen in jedem 
Lokal/Grätzel, Aufklärungskampagnen 
durch die Gewerkschaft und vor allem: 
Ordentliche Löhne und Organisierung 
der Belegschaften, um gemeinsam 
kämpfen zu können - das muss in der 
Berufsschule beginnen. Lehrlinge und 
Beschäftigte müssen sich zusammen-
schließen, um die Verhältnisse zu 
verändern. Wir können aber nicht auf 
die Gewerkschaftsführungen warten, 
daher: Schließ dich jetzt ROSA an!
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KV-Runden: Mach’s wie Thomas!
Die Frühjahreslohnrunden bei Papier, 
Chemie und Elektro/Elektronik wa-
ren heuer lauwarm. Üblicherweise 
orientieren sich deren Abschlüsse an 
den Ergebnissen im Herbst davor. In-
flation und Preistreiberei im Zuge des 
Ukrainekrieges mischten die Karten 
für das Frühjahr aber komplett neu. 
Wie groß die Kampfbereitschaft für 
mehr war, zeigte Elektro-Betriebsrat 
und ISA-Aktivist Thomas Hauer auf. 
Er begann gleich zu Beginn der Ver-
handlungen in seinem Betrieb zu mo-
bilisieren, indem er den kompletten 
Verhandlungsverlauf mittels Plakaten 
bekannt machte und so, anders als die 
Jahre zuvor, Diskussionen schon vor 
dem Ende entfachte. Schnell wurde 
während der Verhandlungen klar, dass 
sich diese heuer nicht auf den diplo-
matischen Kurs beschränken, da nach 
der ersten Verhandlungsrunde eine 
österreichweite Betriebsrätekonferenz 
einberufen wurde. Thomas startete 
eine Unterschriftenliste, die verlangte, 
dass die Forderung nach 6% Lohn-
erhöhung konsequent verteidigt wird. 
Weiters konnten die Kolleg*innen an-
kreuzen, ob sie dafür auch streiken 

würden. So kamen in drei Tagen 337 
Unterschriften zusammen, wovon 290 
Streikbereitschaft ankreuzten. Von 
den Angesprochenen waren gerade 
mal vier dabei, die nicht unterschrei-
ben wollten. 

Auf der Betriebsrät*innen-Konferenz 
berichtete Thomas von der Aktion, was 
sehr gut ankam. Weiters sprach er von 
der Notwendigkeit der Verbindung mit 
anderen Branchen und von Urabstim-
mungen, die dem Verhandlungsverlauf 
die Berechenbarkeit nehmen würden 
und die Entscheidung den betroffenen 
Kolleg*innen gibt. Das wurde von den 

Gewerkschaftsspitzen rund um Pro-
Ge-Chef Wimmer mit fadenscheinigen 
Argumenten abgewunken. Allerdings 
bekam das Thema selbst so viel Raum. 
Das Interesse an einem kämpferischen 
Kurs zeigte sich auch daran, dass wir 
dutzende Streikbroschüren und Zei-
tungen verkauften. Die Abschlüsse 
waren dann 4,9-5% bei den Mindest-
löhnen, 4,75-4,8% bei den IST-Löh-
nen und eine Mindesterhöhung von 
120-130 €, was in der Elektronik-/
Elektroindustrie bis zu +6,7% bedeu-
tet. Nicht ganz so schlecht wie in den 
letzten Jahren, aber weit hinter den 
Möglichkeiten!

BABE: Sauer auf die Gewerkschaft
3,6% Lohnerhöhung, keine 
Verbesserungen bei Arbeitszeit und 
-bedingungen – das Ergebnis der 
KV-Verhandlungen im privaten 
Bildungsbereich (BABE) war für die 
9.000 Beschäftigten,von denen viele 
am 26.4. Kampfbereitschaft erklärt 
hatten, ein Schlag ins Gesicht. Am 18.5. 
passierte jedoch, was auch in anderen 
Bereichen nötig ist: Die Basisinitiative 
Deutschlehrende in der Erwachsenen-
bildung (DiE) organisierte eine Veran-
staltung, bei der Vertreter*innen des 
kleinen Verhandlungsteams sowie 
der Gewerkschaft GPA Rechenschaft 
ablegen sollten – dass sie kamen, zeigt, 
dass sie den Druck der Basis spüren.
Anwesend waren auch Kolleg*innen 
des großen Verhandlungsteams, die 
gegen den Deal gestimmt hatten, 
sowie kämpferische Beschäftigte aus 

mehreren Betrieben. Moderiert und 
mitorganisiert wurde das Ganze vom 
ISA-ler Sebastian Kugler.

Zentral war die Debatte, wie heute – mit 
ständig neuen Krisen – Verbesserungen 
bei KV-Verhandlungen erreicht 
werden können. Dass sich die 
Unternehmen von guten Argumenten 
nicht überzeugen ließen, ließen 
die Kolleg*innen nicht gelten – bei 
KV-Verhandlungen gehts letztlich 
um Stärke. Und die muss man 
aufbauen. Am Ende stimmten sogar 
die Vertreter*innen von kleinem 
Verhandlungsteam und Gewerkschaft 
zu, dass man sich streikbereit für die 
nächsten Verhandlungen machen 
müsse - damit diesen Worten auch 
Taten folgen, wird es noch mehr Druck 
von unten brauchen.

ISA in Aktion
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ÖSTERREICH 1933-1945: 
FASCHISMUS AN DER MACHT

der polnischen PIS-Regierung wird 
zwar aktuell von der EU nicht geför-
dert, ist aber auch kein Problem, wenn 
es um die Abwehr armer Flüchtlinge 
an der EU-Außengrenze geht. Orban, 
dessen illiberale Demokratie die Hölle 
für Roma, Frauen, LGBTQ+ Perso-
nen und Gewerkschaften ist, wird 
als Partner gegen Putin umworben. 
Erdogans Rassismus, Trumps Sexis-
mus, Modis Kommunalismus etc. - all 
das kein Problem für die Reichen und 
Mächtigen, solange sich gute Geschäf-
te machen lassen.

All diese zunehmend diktatorischen 
Regime charakterisieren wir aktuell 
nicht als faschistisch. Das macht sie 
nicht weniger gefährlich, aber um 
die Krankheit richtig bekämpfen zu 
können, braucht man die richtige Dia-
gnose. Das galt 1933, 1938 und das gilt 
auch heute.

von Sonja Grusch

Am  Wiener Landesgericht weist eine 
Tafel auf “369 Wochen der Okkupa-
tion” durch das nationalsozialistische 
Regime hin. Am Justizpalast hängt der 
austrofaschistische Doppeladler. Bei-
spiele für das bis heute gängige Bild: 
1938 kamen die bösen braunen Männ-
chen aus dem Nichts, 1945 waren sie 
plötzlich wieder weg. “Österreich” als 
Opfer wird bis heute inszeniert und so 
bewusst ignoriert, dass der Faschis-
mus hausgemacht war und bereits 
1933 an die Macht kam.

Dieses Regime wird v.a. aus dem 
Lager der ÖVP gerne verharmlosend 
als “Ständestaat” dargestellt und 
Dollfuss wird von der ÖVP-Spitze in 
Ehren gehalten. Der österreichische 
Faschismus baute sich mit aktiver 
Unterstützung von Teilen des Kapitals 

und der katholischen Kirche seit Ende 
des 1. Weltkriegs auf. Schon davor 
waren Rassismus, Antisemitismus 
und alles was gegen die Arbeiter*in-
nenbewegung ging den Bürgerlichen 
mehr als willkommen. “Der Schoß ist 
fruchtbar noch, aus dem das kroch!” 
(Bertolt Brecht) ist bis heute viel rich-
tiger als alle Erklärungsmuster über 
Rechtsextremismus und Faschismus, 
die bei Psychologie oder der Über-
betonung Einzelner stecken bleiben. 
Rassentheorien und strikte Rollen-
bilder hat Hitler ebensowenig er-
funden wie Éxpansionsbestrebungen 
des Kapitals und Zerschlagung der 
Arbeiter*innenbewegung. Das gilt 
auch für heutige rechtsextreme Phä-
nomene wie Bolsonaro oder Orban. 
Die Abholzungspolitik von Bolsonaro 
inklusive Gewalt gegen Indigene passt 
der brasilianischen Elite gut ins Ge-
schäft. Die frauenfeindliche Politik 
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Teil 4 der Artikelserie: Geschichte der österreichischen Arbeiter*innenbewegung
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Arbeiter*innenbewegung 
zwischen Austro- und Nazifaschismus

von Sebastian Kugler

Die Erfahrungen von der Parlamentsausschaltung am 4. März 1933 durch den Austrofaschismus bis zur Befreiung 
vom Nationalsozialismus am 8. Mai 1945 sind geprägt von katastrophalen Niederlagen der Arbeiter*innenbewegung. 
Die Konsequenz für Sozialist*innen heute liegt vor allem darin, in der aktuellen Krise des Kapitalismus konsequent für 
die politische Unabhängigkeit der Arbeiter*innenklasse und eine revolutionäre Praxis ihrer Bewegung zu kämpfen.

Am 4. März 1933 schaltete Engelbert 
Dollfuss von der Christlichsozialen 
Partei (CSP, Vorgängerin der ÖVP) das 
Parlament aus. Anlass war eine Debatte 
um einen Streik der Eisenbahner*innen 
- diese hatten zuvor Waffenlieferungen 
aus dem faschistischen Italien an die 
CSP-nahen faschistischen Heimweh-
ren blockiert. Die Einführung der Dik-
tatur war offen geplant gewesen - vor 
allem, weil das Parlament den brutalen 
Kürzungsmaßnahmen im Weg stand, 
zu denen sich die österreichische Re-
gierung in der Weltwirtschaftskrise 
im Gegenzug für eine Finanzspritze 
vom Völkerbund verpflichtet hatte. 
Die Niederschlagung des Arbeiter*in-
nenaufstands im Februar 1934 und 
die Erlassung der „ständestaatlichen“ 
Verfassung am 1. Mai 1934 begründe-
ten in der Folge das erste faschistische 
Regime in Österreich. Der italienische 
und deutsche Faschismus waren in 
den 1920er Jahren terroristische Be-
wegungen, die vom Kapital solange 
gefördert wurden, solange sie ihre 
Gewalt gegen die Arbeiter*innen-
bewegung richteten – aber dann, im 
Moment einer allgemeinen Krise und 
Paralyse sowohl der etablierten bür-
gerlichen Politik wie auch der Arbei-
ter*innenparteien, wuchsen sie ihren 
Förderern über den Kopf und errich-
teten ihre eigenen Diktaturen. Zwar 
profitierte das Kapital weiterhin vom 
Faschismus – durch die zerschlagene 
Arbeiter*innenbewegung und die im-
perialistische Expansion etwa – aber 
es bezahlte dafür mit einem gewissen 
Verlust der Unabhängigkeit gegen-
über dem faschistischen Staat, dessen 
wahnhafte Gewaltorgien keineswegs 
eine langfristig stabile Basis zum Pro-
fitmachen sind. Die Etablierung des 
austrofaschistischen Regimes wurde 
jedoch von Anfang an „von oben“ 

 Die doppelte Niederlage

Die Schwäche des Austrofaschismus 
bedeutete auch, dass sich die Arbei-
ter*innenbewegung im Untergrund 
reorganisieren konnte. Die führende 
Rolle übernahm nun – zum einzigen 
Mal in der österreichischen Geschich-
te – die KPÖ. Viele vom Bankrott des 
Reformismus enttäuschte Sozialde-
mokrat*innen traten nun der KPÖ bei. 
Im „Autonomen Schutzbund“ orga-
nisierten sich unmittelbar nach dem 
Februar 1934 ca. 10.000 Kämpfer*in-
nen. 70% davon waren parteilos, 20% 
waren bei der KPÖ und 10% bei 
den Revolutionären Sozia-
listen (RS), einer Nach-
fol ge or ga n i s at ion 
der zerschlagenen 
S o z i a l d e m o -
kratie. Letztere 
machten unter 
der Füh-
rung Joseph 
B u t t i n g e r s 
einen Links-
ruck durch. 
RS und KPÖ 
vereinbarten 
zunächst eine 
Aktionsgemein-
schaft, die auch 
den Autonomen 
Schutzbund umfasste, 
und als deren Programm 
revolutionärer Klassenkampf, 
Sturz des Faschismus und Errichtung 
der proletarischen Räterepublik fest-
gehalten wurden. All das hätte eine 
Basis für eine echte Einheitsfront, wie 
sie zu der Zeit Leo Trotzki vorschlug, 
bilden können. Doch letztendlich 
siegte auf beiden Seiten das Sektie-
rertum – das sozialdemokratische 

koordiniert. Die CSP stellte in der 1. 
Republik immer die Bundesregierung. 
Sie war die Partei sowohl des Groß-
kapitals, des Kleinbürgertums und 
der Kirche. Zwar gab es mit den Heim-
wehren austrofaschistische terroristi-
sche Bewegungen, doch diese blieben 
eng an die CSP gebunden. Erst im Zuge 
der tiefen wirtschaftlichen und poli-
tischen Krise ab 1929 drohte die CSP 
die Kontrolle über die faschistischen 
Formationen zu verlieren. Die Kanz-
lerdiktatur ab 1933 und die Schaffung 
der faschistischen Einheitspartei 
Vaterländische Front (VF) sollten 
diese Zentrifugalkräfte unterbinden. 
Dennoch stand der Austrofaschismus 
von Anfang an auf wackligen Beinen. 
Man hatte sich seit den 1920ern am 
italienischen Faschismus unter Musso-
lini orientiert – und dieser hatte Heim-
wehren und CSP mit Geld und Waffen 
versorgt. Doch Hitlers Sieg bedeutete 
eine massive Kräfteverschiebung. Die 
österreichischen Nazis schöpften nun 
trotz Illegalität Selbstvertrauen. Im 
Juli 1934 töteten sie Dollfuss bei einem 
Putschversuch. Während dessen 
Nachfolger Kurt Schuschnigg ver-
suchte, den Schein der Stärke zu wah-
ren, unterwanderten die Nazis längst 
den Staat. Mangels einer ständig mo-
bilisierbaren und gewaltbereiten Mas-
senbasis, wie sie Hitler im deutschen 
Kleinbürgertum hatte, glich der Aust-
rofaschismus zunehmend einer leeren 
Hülle: Die faschistische Verfassung 
existierte hauptsächlich am Papier – 
regiert wurde durch Verordnungen. 
Die faschistische Massenpartei VF und 
die faschistische Einheitsgewerkschaft 
(EG) waren ebenso hohl: 1937 zählte 
die EG gerade mal 400.000 Mitglieder 
– in einem Land mit ca. 5 Millionen 
Berufstätigen ziemlich wenig für eine 
„totalitäre“ Organisation.

Schwerpunkt

Foto: Spanienkämpfer*innen im KZ Mauthausen, 1942
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 »
«

Historisch, objektiv betrachtet, kommt der Faschismus vielmehr als Strafe, 

weil das Proletariat nicht die Revolution, die in Russland eingeleitet worden 

ist, weitergeführt und weitergetrieben hat. (Clara Zetkin, 1923)

Marx Aktuell:

Faschismus

von Jasmin Morag
Viele verwenden 

das Wort „Faschismus“, um autoritäre 
Regime oder Führer*innen zu 
beschreiben, die Kontrolle über Staat 
und Medien ausüben und systematisch 
Angriffe auf die Arbeiter*innenklasse, 
insbesondere auf Frauen, LGBTQI+ 
und ethnische Minderheiten, 
ausüben. Dies sind zwar eindeutig 
Merkmale faschistischer Regime, 
aber nicht die einzigen. Eine genauere 
Analyse verschiedener reaktionärer 
Kräfte ist notwendig, um sie richtig 
bekämpfen zu können. Faschismus 
beschreibt eine bestimmte politische 
Situation im Kapitalismus: Zunächst 
eine allgemeine Krise, die zu einer 
verstärkten Polarisierung und oft zu 
einer vor-revolutionären Situation 
führt. Unter den Mittelschichten 
herrschen Elend und Verzweiflung über 
Unfähigkeit der herrschenden Klasse, 
die Widersprüche des Kapitalismus 
abzufedern. Diese Schichten fühlen 
sich von oben - der Macht und dem 
Kapital der herrschenden Klasse - 
bedroht, aber noch mehr von unten 
- von einer möglichen sozialen 
Revolution. Das ist der Nährboden für 
eine faschistische Massenbasis, die 
Faschismus von anderen Diktaturen 
unterscheidet. Sie organisieren 
sich in Banden und Milizen, um 
die Arbeiter*innenbewegung zu 
terrorisieren. Dies kommt den 
Herrschenden zunächst gelegen, doch 
die Unkontrollierbarkeit des Faschismus 
stellt auch eine Gefahr für die Stabilität 
des Kapitals dar. An die Macht gelangt 
der Faschismus jedoch nur, wenn die 
Führung der Arbeiter*innenklasse in 
dieser entscheidenden Krise keine 
revolutionäre Alternative zum Chaos 
des Kapitalismus aufzeigt. Die einzige 
Möglichkeit, die extreme Rechte 
wirksam zu bekämpfen und den 
Aufstieg des Faschismus zu verhindern, 
besteht also darin, eine revolutionäre 
Arbeiter*innenbewegung aufzubauen, 
die eine solche sozialistische 
Alternative zu der permanenten 
Krise des Kapitalismus bietet, somit 
die Mittelschichten mitreißt und für 
eine gleichberechtigte, friedliche und 
wohlhabende Gesellschaft kämpft.  

Arbeiter*innenbewegung 
zwischen Austro- und Nazifaschismus

wie das stalinistische. Diesen Spal-
tungstendenzen widersetzte sich die 
„Schutzbundzeitung“, das Organ des 
Schutzbunds Wien-Mariahilf, der 
mehrheitlich dem linksoppositionel-
len „Kampfbund zur Befreiung der 
Arbeiterklasse“ zuzurechnen war. 
So heißt es gleich in der ersten Aus-
gabe im April 1935: „Die S.P. will den 
Schutzbund zu ihrer Parteigarde um-
wandeln zur Erkämpfung der Koali-
tion mit der Bourgeoisie, die K.P. will 
eine Parteigarde für ihre rein na-
tional-russische Politik. So arbeiten 
beide Parteien vollkommen bewusst 
und planmäßig auf eine Zerreißung 
des Schutzbundes hin.“ Diese falsche 
Politik erwies sich mit dem begin-

nenden Zusammenbruch des Austro-
faschismus und der unmittelbaren 
Bedrohung eines deutschen Einmar-
sches als fatal. Im April 1937 verfass-
ten betriebliche Vertrauenspersonen, 

die ca. 100.000 Arbeiter*innen der 
illegalen Arbeiter*innenbe-

wegung vertraten, einen 
Brief an Schuschnigg. 

Darin forderten sie 
die Legalisierung 

der Arbeiter*in-
nenorganisa-
tionen, echte 
Gewerkschaf-
ten und Pres-
sefreiheit, um 
effektiv gegen 
den National-

s o z i a l i s m u s 
kämpfen zu kön-

nen. Schusch-
nigg lehnte ab. Ein 

effektiver Kampf 
gegen die nationalso-

zialistische Gefahr hätte 
einen offenen Kampf gegen 

den faulenden Austrofaschismus not-
wendig gemacht. In den Wochen vor 
dem Anschluss organisierten die il-
legalen Gewerkschaften noch starke 
antifaschistische Mobilisierungen, 
am 24. Februar kam es zu Massen-
aufmärschen. Doch während die RS 
weiter hofften, durch Verhandlungen 

Schuschnigg umzustimmen, stellte 
sich die KPÖ – der nationalistischen 
Volksfront-Politik Stalins folgend 
– am Abend des Einmarsches voll-
kommen hinter das Regime und ver-
kündete: „Alle Unterschiede der 
Weltanschauung, alle Parteiunter-
schiede treten zurück vor der heiligen 
Aufgabe... Rot-Weiß-Rot bis in den 
Tod!” Indem die aufstrebende Arbei-
ter*innenbewegung 1938 ihr Schicksal 
an das untergehende austrofaschistische 
Regime knüpfte, besiegelte sie auch ihre 
eigene Zerstörung. Der Nationalsozialis-
mus war ungleich stärker, und darum 
auch konsequenter und brutaler als der 
Austrofaschismus. Organisierter Wi-
derstand erwies sich vor allem in den 

ersten Jahren als kaum durchführbar. 
Gleichzeitig hatte die doppelte Nie-
derlage der Arbeiter*innenbewegung 
1934 und 1938 den Nährboden dafür 
gelegt, dass nun nicht nur Großka-
pital und Kleinbürgertum, sondern 
nun auch mehr Arbeiter*innen emp-
fänglich für die NS-Ideologie waren. 
Mehr als 700.000 Österreicher*innen 
waren Mitglied der NSDAP, 1,2 Mil-
lionen Österreicher*innen waren in 
der Wehrmacht bzw. SS, oft in Füh-
rungspositionen, etwa in KZs. Mit 
Mauthausen wurde 1938 in der nun-
mehrigen „Ostmark“ nicht nur das 
erste KZ außerhalb des „Altreichs“ 
gebaut – es wurde in der Folge auch 
das einzige Lager im Reichsgebiet, das 
offiziell unter der Lagerstufe III („Rück-
kehr unerwünscht“) betrieben wurde. 
Mauthausen diente zunächst vor allem 
zur Ermordung politischer Häftlinge 
– besonders von „Rotspaniern“, anti-
faschistischen Kämpfer*innen im Spa-
nischen Bürger*innenkrieg, die extra 
hierher deportiert wurden. Das Kapital 
verdiente gut am Massenmord: Ab 1941 
ist die „Deutsche Erd- und Steinwer-
ke GmbH“, ein von der SS gegründe-
tes Unternehmen, Eigentümerin von 
Mauthausen. Parallel zur Ausweitung 
des Kriegs wird nun auf „Vernichtung 
durch Arbeit“ gesetzt. Von 200.000 
nach Mauthausen Deportierten ster-
ben bis 1945 etwa 120.000.

Österreichische Perspektiven

Foto: Spanienkämpfer*innen im KZ Mauthausen, 1942



gemeinsamen Kampf kommunis-
tischer und sozialdemokratischer 
Arbeiter*innen gegen den Faschismus. 
Im Gegensatz zu heute waren die so-
zialdemokratischen Parteien damals 
Massenorganisationen des Proleta-
riats. Außerdem hatten zumindest 
Teile reformistischer Parteien eine 
sozialistische Perspektive. Durch die 
Einheitsfronttaktik hätten noch An-
fang der 1930er Jahre riesige Massen 
an Arbeiter*innen mobilisiert werden 
können und der Vormarsch des Fa-
schismus gestoppt werden können. Sie 
wurde vor allem von dem russischen 
Revolutionär und Antistalinisten Leo 
Trotzki propagiert, konnte sich aber, 
trotz vielversprechender Initiativen an 
der Basis, aufgrund des Sektierertums 
der bürokratischen Führungsapparate 
in beiden Parteien nicht durchsetzen.

Nachdem der Stalinismus vor dem 
Sieg des Faschismus alle anderen poli-
tischen Kräfte - und insbesondere die 
Sozialdemokratie - als “Faschisten” 
gesehen hatte, schwenkte er nun um 
180 Grad und propagierte die “Volks-
front”. Darunter ist das Bündnis kom-
munistischer, sozialdemokratischer 
und bürgerlicher Parteien im Kampf 
gegen den Faschismus zu verstehen. In 
der Praxis bedeutete sie die komplette 
Unterordnung unter bürgerliche Kräf-
te. So kämpfte zum Beispiel die dama-
lige KPÖ nicht für den Sozialismus, 
sondern für ein „freies Österreich“. Der 
Kampf gegen den Kapitalismus wurde 
so über Bord geworfen. Die Volksfront 
scheiterte in Frankreich oder Spanien, 
wo sie kurzzeitig an die Macht kam, 

katastrophal. Der Nationalsozialismus 
wurde aufgrund dieser falschen Taktik 
auch nicht politisch, sondern letztlich 
nur militärisch besiegt. Somit blieb der 
Boden für eine Wiedergeburt des Fa-
schismus bestehen.

Und heute?

Somit stellt sich die Frage, wie eine 
Einheitsfront heutzutage aussehen 
könnte. Aufgrund des Fehlens großer 
proletarischer Massenparteien be-
deutet Einheitsfront nicht einfach das 
Bündnis einzelner bestehender Grup-
pen, sondern vor allem den Aufbau 
und die Zusammenführung sozialer 
Bewegungen bzw. Klassenkämpfe im 
Kampf gegen Rechts. Zum Beispiel be-
deutet das den vereinten Kampf von 
Gesundheits-, Pflege-, und Bildungs-
beschäftigten, sowie anderer Initia-
tiven gegen den sozialen Kahlschlag, 
der massenhaft von rechten Parteien 
betrieben wird. Die gemeinsamen 
Interessen aller, die von kapitalisti-
scher Ausbeutung und rechter Gewalt 
betroffen sind, müssen dabei im Zen-
trum stehen - und nicht hohle mora-
lische Appelle. Das bedeutet auch, sich 
nicht vor den Karren jener bürger-
lichen Parteien wie SPÖ oder Grüne 
spannen zu lassen, die sich nach au-
ßen hin (wenn es gerade politisch ge-
nehm ist) antifaschistisch präsentie-
ren, aber durch Kürzungspolitik und 
staatlich verwalteten Rassismus den 
Rechten den roten Teppich ausrollen. 
Konkret muss Widerstand gegen den 
Faschismus mit dem Kampf gegen den 
Kapitalismus verbunden sein.

von Anna H. und Sebastian Kugler

In der bürgerlichen Geschichts-
schreibung wird meistens der Wi-
derstand aus dem bürgerlichen und 
kirchlichen Lager aufgegriffen, wie 
z.B. der Versuch von Stauffenberg, 
Hitler zu beseitigen. Doch während 
Stauffenberg selbst Faschist war, der 
nur den Faschismus vor Hitler retten 
wollte, gab es auch den zahlenmäßig 
wesentlich größeren, auch bewaffne-
ten, sozialistischen bzw. kommunis-
tischen Widerstand, der oft mit dem 
jüdischen Widerstand einherging. 
Doch sich damit ernsthaft auseinan-
derzusetzen, wäre für die Bourgeoise 
äußerst unangenehm. Denn dieser 
stellte auch den Kapitalismus, aus des-
sen Krise sich der Faschismus entwi-
ckelte, in Frage. Juden/Jüd*innen und 
Kommunist*innen gingen keineswegs 
“wie Lämmer zur Schlachtbank”. Von 
den mehreren erfolgreichen Anschlä-
gen auf hohe Funktionäre der Nazis 
durch die niederländische Kommunis-
tin Hannie Schaft bis zum bewaffneten 
Aufstand des Warschauer Ghettos und 
dem Partisan*innenkampf von Slowe-
nien bis Lettland kämpften Unzählige 
bis zum letzten Atemzug. Und dennoch 
waren dies vor allem Verzweiflungs-
kämpfe. Sie wurden alternativlos, weil 
die Arbeiter*innenbewegung zuvor es 
nicht geschafft hatte, durch Bildung 
einer Einheitsfront den Faschismus 
aufzuhalten.

Volksfront und Einheitsfront

Einheitsfront meinte historisch den 

Antifaschistischer Widerstand -
aber richtig!

12 VORWÄRTS Schwerpunkt
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InfoNach der Russischen Revolution 1917 wurde die Vorrangstellung der 
Ehe vor anderen Formen des Zusammenlebens abgeschafft. Inter- 
und transsexuelle Menschen erhielten medizinische Versorgung und Operationen 
zur Geschlechtsumwandlung auf Wunsch der Patient*innen genehmigt.

Pride is a protest! 
Gemeinsam kämpfen & gewinnen!

von Noah Koinig

Der Pride-Month findet in einer 
tiefen Krise des Kapitalismus mit all 
seinen Auswirkungen statt: Klima-
krise, Krieg, Pandemie, weltweite 
Angriffe auf die LGBTQ+ Community. 
Wenn in Österreich wieder die gro-
ßen Pride-Paraden stattfinden, auf 
denen Konzerne und Parteien von 
NEOS bis ÖVP sich versuchen, ein 
queeres Image zu verleihen, müssen 
wir uns erinnern, welchen radikalen 
Ursprung die Pride eigentlich hat. 
Die Stonewall-Proteste im Jahr 1969 
waren eine Reihe von Aufständen von 
LGBTQ-Personen nach einer brutalen 
Polizeirazzia im Stonewall-Inn in der 
Christopher Street (New York/USA).

Neben einigen gewonnenen Rechten 
in den letzten Jahren, wie die Ehe für 
alle, gab es auch Angriffe. Einer der 
aktuellsten war vor wenigen Monaten 
in Florida. Dort wurde die „Don’t say 
gay bill“ unterzeichnet, die verbie-
tet, an Grundschulen über sexuelle 
Orientierung oder Geschlechtsidenti-
täten zu sprechen. Auch in Europa gab 
es in den letzten Jahren Angriffe auf 
LGBTQ-Rechte. Im Jahr 2019 erklärte 
die polnische Regierung mehr als 80 
Städte, Gemeinden, Landkreise oder 
Provinzen zu „LGBT-freien Zonen“. 
Auch die österreichische Regierung 
bleibt hier nicht unschuldig. Neben 
den Versuchen der FPÖ in den letzten 
Jahren, die Ehe für alle zu kriminali-
sieren, hat sich auch die türkis-grüne 
Regierung kaum für LGBTQ-Rechte 
eingesetzt. Bei vergangenen Abstim-
mungen für das Aus des Blutspende-
verbots von homosexuellen Männern 
und Trans*personen haben ÖVP und 
Grüne dagegen gestimmt.

Solidarität in der 
Arbeiter*innenklasse

Für Konzerne ist die LGBTQ-Com-
munity nur relevant, wenn damit 
Profit gemacht oder ihr Ansehen ver-
bessert werden kann. Ein Beispiel 
hierfür ist der Walmart-Konzern, der 

Zur Unterstützung der Streikenden 
wurden Solidaritätsgruppen gegrün-
det, so auch von Mark Ashton 1984 
“Lesbians & Gays Support the Miners” 
(LGSM). Am Ende hat die Londoner 
LGSM-Gruppe während des Streiks 
ein Viertel der Kosten für den Lebens-
unterhalt der Bergarbeiter von Dulais 
getragen. Nach dem Streik unterstütz-
ten verschiedene Minenarbeiter*in-
nengruppen ihrerseits die Schwulen- 
und Lesbenbewegung, beispielsweise 
bei der Lesbian & Gay Pride 1985.

Diese Solidarität können wir auch 
in Österreich erreichen. Aktuell gibt 
es Proteste im Gesundheits- und 
Sozialbereich und dieser Kampf um 
bessere Arbeitsbedingungen kann und 
muss aktiv mit dem Kampf um Rechte 
von queeren Personen verbunden 
werden. Der ÖGB taucht zwar bei 
den Pride-Paraden auf, macht aber 
darüber hinaus defacto nichts. Nur mit 
einem gemeinsamen Kampf können 
wir LGBTQ-Rechte erkämpfen und 
weitere Angriffe abwehren.

auf seiner Website mit einer „Pride & 
Joy“-Rubrik posiert, aber 442.000$ an 
Anti-LGBTQ-Politiker*innen in den 
USA spendete. Auch Starbucks, die 
angekündigt haben, geschlechtsan-
gleichende Operationen für Trans* Be-
schäftigte zu finanzieren, zählt dazu. 
Durch das kaum vorhandene Gesund-
heitssystem, speziell in diesem Be-
reich, sind Geschlechtsangleichungen 
schwer finanzierbar. Trans* Personen 
müssen auf den „guten Willen“ der 
Chef*innen zurückgreifen und sind 
so an einen schlecht bezahlten Job 
gebunden. Nur durch Solidarität der 
Arbeiter*innenklasse kann der Kampf 
um LGBTQ-Rechte gewonnen werden.

Ein Beispiel hierfür ist der britische 
Bergarbeiter*innenstreik 1984/85 
während der Regierung unter That-
cher. Der Auslöser für den Streik war 
die Ankündigung, dass Bergwerke 
geschlossen oder privatisiert werden 
sollten, auf Kosten von zehntausen-
den Arbeitsplätzen. Das führte zu 
einem einjährigen Streik der Berg-
arbeiter*innengewerkschaft NUM. 
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Future Children need to organise!
von Severin Berger

Drei Aktivistinnen auf drei Konti-
nenten - jung, wütend und überzeugt, 
dass Veränderung möglich ist. Um die 
Leben von “Pepper”, Hilda und Rayen 
dreht sich der Film “Dear Future Chil-
dren”. Mit dem Vorwissen über den 
Inhalt denkt man bei dem Titel viel-
leicht an einen Versuch, den “Future 
Children” Wissen mit in den Kampf 
zu geben. Leider schafft der Film es 
aber kaum, Antworten auf die bren-
nendsten Fragen der Jugend zu liefern 
und lässt mögliche Wege zum erfolg-
reichen Kampf völlig aus. Das führt 
dazu, dass, trotz der beeindruckenden 
Bilder, vor allem ein Gefühl der Frus-
tration und Hilflosigkeit bleibt. Klar 
zeigte sich das bei der Premiere in Ös-
terreich: Nach der Vorstellung wurde 
das Publikum gefragt, was sie aus dem 
Film mitnehmen: Unter den meist-
genannten Begriffen waren: “Angst”, 
“Wut” oder “Frust”. 

Aus dem Versuch einer “neutralen” 
Position heraus verfehlt der Film so 
das eigentliche Zielpublikum. Denn 
welche*r Aktivist*in will nach dem 
Versprechen eines “must-watch” eine 
Dokumentation sehen, welche die 
wahren Möglichkeiten des politischen 
und gesellschaftlichen Kampfes völlig 
weglässt. Viele der großen Bewegun-
gen der letzten Zeit stehen an einem 
Scheideweg und Fragen über Formen 
der Organisation, der Kampfform, der 
Bündnispartner*innen und v.a. des 
Programms werden über ihre Zukunft 
entscheiden. Genau deshalb wäre es 

politisch wichtig, in so einem Film 
diese Fragen im Kontext erfolgreicher 
Bewegungen aufzugreifen.

Drei Kämpferinnen - Keine 
Perspektiven?

“Pepper” war Teil der Proteste in 
Hong Kong 2019. Im Film werden 
immer wieder die Probleme dieser 
Bewegung gezeigt: Oftmals basierten 
Entscheidungen eher auf Improvisa-
tion und Emotionen statt auf politi-
scher Diskussion. Daraus stammende 
individuelle Aktionen sind natürlich 
verständlich, allerdings auch ein Zei-
chen für das Fehlen einer demokrati-
schen Struktur als Rückgrat. Obwohl 
das Aufbauen einer solchen einer der 
wichtigsten Schritte zum Erfolg einer 
sozialen Bewegung ist, wird das kaum 
konkret im Film angesprochen. Die 
Frage, warum sich keine reelle Pers-
pektive in der Bewegung bilden konn-
te, bleibt für das Publikum einfach 
offen. 

Hilda Flavia Nakabuye ist in FFF 
Uganda aktiv und setzt sich dort für 
Klimagerechtigkeit ein. Leider ver-
fällt der Film hier sehr schnell der 
bürgerlichen Seite dieser Bewegung. 

Anstatt die Notwendigkeit und auch 
den Erfolg von vereinten Arbeiter*in-
nen- und Schüler*innenstreiks zu 
zeigen, wird ein großer Fokus auf den 
Besuch einer Klimakonferenz (C40) 
gesetzt. Wieder nur ein großes “Bla-
Bla” - Politiker*innen, die sich dort 
gegenseitig Preise verleihen anstatt die 
Hilferufe der Jugend ernst zu nehmen 
und eine konsequente Umstellung der 
Produktion voranzutreiben. 

Rayen war die politischste der drei 
Menschen im Portrait, mit Verbindung 
zur chilenischen Arbeiter*innenbe-
wegung und klaren Vorstellungen, 
wie Massenstreiks die herrschende 
Klasse zum Handeln zwingen kön-
nen. Leider wird über die Länge des 
Films hinweg nie erwähnt, ob oder 
wie Rayen organisiert ist und es wird 
auch hier das Bild einer einzelnen 
Kämpferin ohne große Vernetzung ge-
zeichnet. Dabei wäre genau Chile end-
lich ein Lichtblick für das Publikum 
gewesen: 2019 haben Proteste und 
Streiks u.a. zu einer neuen Verfassung 
geführt. Dies war nur durch eine kon-
sequente Bewegung von unten mög-
lich, die untereinander organisierte, 
um gemeinsame politische Linien und 
Forderungen zu bilden.

Kanal der ISA (International Socialist TV) 
vorbeischauen: In unserem (Video-)
Podcast “World to Win” sprechen 
Aktivist*innen aus der ganzen Welt 
genau sowas auch an. (Auch auf Spotify 
zum Hören).

“Dear Future Children” ist zwar der 
Bilder wegen sehenswert, liefert 
allerdings kaum Strategien zum 
erfolgreichen Kampf. Falls du, liebe*r 
Leser*in genau nach sowas suchst, 
solltest du unbedingt am YouTube-
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Was ist Imperialismus?

Die G7 ist ein informeller Zusammen-
schluss von westlichen Wirtschaftsna-
tionen (Deutschland, Italien, Frank-
reich, Kanada, Japan, Großbritannien, 
USA und als Beobachter die EU). Das 
Treffen Ende Juni findet abgeschottet 
in einem Schloss in Bayern statt. Es 
soll um die Klimakrise, Corona und 
eine “gerechtere Wirtschaft” gehen. 
Wie jedes Jahr, werden Schein-Ziele 
beschlossen werden. Tatsächlich geht 
es aber um die Stärkung des west-
lich-imperialistischen Blocks. 

Institution des westlichen 
Imperialismus

G7 ist keine internationale Zusam-
menarbeit zur Bewältigung globaler 
Krisen, sondern ganz im Gegenteil. Es 
repräsentiert die wirtschaftlichen und 
militärischen Interessen der Herr-
schenden im Westen. Konkurrierende 
imperialistische Staaten wie China 
und Indien sind gar nicht eingeladen 
und Russland wurde ausgeschlossen. 
Sie werden Aufrüstung beschließen, 
nicht Frieden erwirken. Sie werden 
Öl-/Gas-Verträge statt mit Russland 
nun mit anderen unterdrückerischen 

Regimes abschließen, anstatt in er-
neuerbare Energie zu investieren. 
Würde G7 Wohlstand für alle Men-
schen wollen, würden sie nicht den 
Handelskrieg zwischen USA und 
China tolerieren. Denn dieser Krieg 
auf wirtschaftlicher Ebene geht auf 
Kosten der arbeitenden und armen 
Bevölkerung beider Länder. Dieser 
Konflikt wird als “Neuer Kalter Krieg” 
bezeichnet, unterscheidet sich aber 
vom historischen Kalten Krieg: Es ist 
kein Wettstreiten unterschiedlicher 
Systeme, beide Seiten sind kapitalis-
tische Staaten. Viele Länder stehen 
allerdings zwischen den Blöcken. Die 
Weltwirtschaft ist durch diverse Ab-
kommen viel verstrickter. Gleichzeitig 
sehen wir aber eine Deglobalisierung, 
wo z.B. multinationalen Konzerne nur 

in einer Hemisphäre arbeiten, wie 
Amazon im Westen und AliBaba in 
China. In der Geschichte, aber auch 
aktuell, sehen wir jedoch, wie schnell 
ein “Kalter Krieg” heiß werden kann.

Proteste dagegen

Die zunehmende Militarisierung 
wird schon beim Treffen selbst deut-
lich, wo 166 Mio. Euro und 18.000 
Polizist*innen alleine für dessen Si-
cherung bereitgestellt wird. Klar ist: 
G7 ist gefährlich und solche Treffen 
müssen verhindert werden. Deshalb 
wird es am 25.6. eine Demo in Mün-
chen geben. Auch ISA-Aktivist*innen 
aus Österreich werden hinfahren. 
Komm mit, um gegen Kapitalismus 
und Imperialismus zu kämpfen!

Gipfel im Juni: 
Was ist G7 
wirklich?

Der Revolutionär Lenin definierte es 
Anfang des 20. Jhd. so:

“Der Imperialismus ist der Kapita-
lismus auf jener Entwicklungsstufe, 
wo die Herrschaft der Monopole und 
des Finanzkapitals sich herausgebil-
det, der Kapitalexport hervorragende 
Bedeutung gewonnen, die Aufteilung 
der Welt durch die internationalen 
Trusts begonnen hat und die Auftei-
lung des gesamten Territoriums der 
Erde durch die größten kapitalisti-
schen Länder abgeschlossen ist.”

Vor allem in reichen Staaten wie Japan 

oder Deutschland wichen kleinere Be-
triebe großen Strukturen - multinatio-
nalen Konzernen. Das ist bei Lebens-
mitteln (Nestle/Unilever), bei Medien 
(Disney/Tencent), Social Media (Meta/
Facebook) und vielen weiteren Indust-
rien zu beobachten. Finanzkapital und 
produzierende Industrie verschmelzen 
immer stärker. Reiche Staaten raubten 
bis ins 19. Jhd. durch Kolonialismus 
Rohstoffe aus ärmeren Ländern und 
fixierten so ihre Position. Diese nutzen 
sie heute subtiler aus. Im Imperialismus 
kontrollieren sie zusätzlich zum Raub-
bau von Rohstoffen nun auch durch 
Investment und Land-Grabbing die 

Produktionsketten und die Bedingun-
gen der Verträge. Internationale Insti-
tutionen des Kapitals (IWF, Weltbank, 
G7 usw.) setzen die Aufteilung der Welt 
in verschiedene Einflusssphären um. 
Wie es der lokalen Bevölkerung geht 
und ob dieses Handeln Kriegsgefahr 
und Gewalt erzeugt, ist egal. Ihnen 
geht es nur um ihre Profite. Eine inter-
nationale Planung der Arbeitenden 
selbst ist nötig, um das Wohlergehen 
aller Menschen zu garantieren. Wir 
sagen: Kampf der herrschenden Klasse, 
statt Krieg zwischen den Nationen.

beide Artikel von Jan Wottawa
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USA: Nur Massenbewegung kann das 
Recht auf Abtreibung verteidigen!

Info
Jährlich werden weltweit 
geschätzte 40 Millionen oder mehr 
Schwangerschaften abgebrochen, 
mehr als die Hälfte davon unter 
unsicheren Bedingungen.

Etwa alle 7 Minuten stirbt irgendwo 
auf der Welt eine Frau an den Folgen 
einer illegalen bzw. gepfuschten 
Abtreibung. Abtreibungen finden statt, 
egal ob legal oder illegal. Die Mehrheit 
der Frauen, die einen Abbruch haben, 
haben bereits Kinder.

Klar ist auch: Wo es leichten und 
kostenlosen Zugang zu Aufklärung, 
Verhütung, aber auch Abtreibung 
gibt, ist die Abbruchrate niedriger. 
Neben dem Recht, einfach kein 
Kind zu wollen, hat ein Großteil der 
Abtreibungen soziale Gründe - sogar 
die Geburtenrate ist in Ländern mit 
Fristenlösung höher als in jenen 
mit restriktiven Gesetzen. Neben 
kostenloser Abtreibung und Verhütung 
brauchen wir daher ein Sozialsystem, 
das Kinder haben möglich macht.

von Sonja Grusch

Bald könnten 9 Vertreter*innen der 
US-Elite (der Oberste Gerichtshof), 
ungewählt aber mächtig, die fast 50 
Jahre alte Entscheidung “Roe gegen 
Wade” revidieren. Das wird eine Welle 
von Anti-Abtreibungsgesetzen in den 
Bundesstaaten lostreten, die Frauen 
Gesundheit und Leben kosten kann. 
Das zeigt:

1) die Strukturen der bürgerlichen 
Demokratie sind undemokratisch

2) Frauenrechte werden beseitigt, 
wenn sie den Interessen der 
Herrschenden im Weg stehen und

3) bei der Verteidigung unserer 
Rechte können wir uns nicht auf 
bürgerliche Parteien verlassen. 

Wer sich auf die Demokraten 
verlässt, ist verloren

Die Demokraten nutzen die 
Bedrohung für die “Midterm” 
Wahlen im November. Ihre Aussage: 
“wählt uns, wir verteidigen das 
Abtreibungsrecht”. Doch genau das 
haben sie in den letzten 50 Jahren 
nicht getan. Selbst als Demokratische 
Präsidenten sichere Mehrheiten in 
Kongress bzw. Repräsentantenhaus 
hatten, haben sie Abtreibung 
nicht legal, sicher und kostenlos 
gemacht. Der Kampf für dieses Recht 
ist daher in den USA, aber auch 
international, zentral mit dem Kampf 
für starke Gewerkschaften und echte 
Arbeiter*innenparteien verbunden. Es 
ist offensichtlich, dass es nicht reicht, 
sich auf die Institutionen zu verlassen. 
In Irland, Argentinien und vielen 
anderen Ländern ist der Zugang zu 
Abtreibung durch Massenproteste von 
v.a. Frauen und hier von Frauen aus 
der Arbeiter*innenklasse erkämpft 
worden. Socialist Alternative, unsere 
Schwesterorganisation in den USA, 

zentral an den aktuellen Protesten 
beteiligt, verbindet diese mit den 
Forderungen nach einer allgemeinen 
Gesundheitsversorgung, nach 
Kinderbetreuung und Löhnen, von 
denen man leben kann. Am 13.5. 
organisierte Socialist Alternative 
Walk outs von Schüler*innen und 
Beschäftigten im Gesundheitsbereich 
und zeigt so, wie der Kampf gewonnen 
werden kann.

Fundis in der Offensive?

Nicht nur in den USA sehen wir 
ein Zusammenspiel etablierter 
politischer Parteien mit religiösem 
Fundamentalismus. Trump & Co. ist 
das Thema Abtreibung eher egal, aber er 
spitzt auf die Stimmen der christlichen 
Rechten. In China steigt die Repression 
gegen Feminst*innen und alle ihre 
Ideen, Abtreibung inklusive. Denn im 
internationalen Wettbewerb fehlen 
China bei sinkenden Geburtenraten 
die Arbeitskräfte. Mehr Kinder, mehr 
Arbeitskräfte, mehr Soldat*innen - 
meist ist die Argumentation nicht so 
plump, es wird über den “Wert der 
Familie” gesprochen, “das Leben” und 
“unsere Traditionen”.

All das kennen wir auch in 
Österreich, wo seit langem gegen die 
Fristenlösung mobil gemacht wird. 
Vorne dabei die extreme Rechte (die 
von “Umvolkung” schwafelt) und die 
katholische Kirche (die bis zum Hals 
im Blut des Kolonialismus steckt), 
unterstützt von FPÖ, ÖVP & Co. Wenn 
sie sich stark genug fühlen, werden 
sie in die Offensive gehen. Denn auch 
hierzulande ist Abtreibung nicht 
legal, sondern nur unter bestimmten 
Bedingungen straffrei. Ein Abbruch ist 
teuer und in vielen Teilen Österreichs 
nicht zu bekommen. Weder SPÖ noch 
Grün haben daran etwas geändert. 
Auch hier zeigt sich: Im Kampf für 
Frauenrechte, egal ob soziale oder 
wenn es um unsere Körper geht, 

können wir uns nicht auf die etablierten 
Parteien verlassen. Dieser Kampf 
gehört zu jenem, den das Personal 
im Spital um die Ausfinanzierung 
des Gesundheitswesens führt. Und 
zu jenem, den Lehrer*innen und 
Kindergartenbeschäftigte für mehr 
Ressourcen für die Bildung führen. 
Und v.a. zu jenem, in dem es darum 
geht, dass endlich die Betroffenen 
selbst entscheiden können. Wenn 
wir uns gegen die Bevormundung 
von Schwangeren stellen, stellen 
wir uns gegen die Bevormundung 
von Arbeiter*innen auch im Betrieb. 
Abtreibung ist kein “Frauenthema”, 
sondern ein Recht, das die 
Arbeiter*innenbewegung verteidigen 
bzw. erkämpfen muss.
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Wahlen in Nordirland
Die Wahlen in Nordirland brachten 
mit dem Sieg von Sinn Fein ein er-
staunliches Ergebnis. Die Spaltung 
zwischen Protestant*innen und Ka-
tholik*innen bzw. Jenen, die im bri-
tischen Empire verbleiben und jenen, 
die es verlassen wollen, werden da-
durch keineswegs beendet. Gleiches 
gilt für Kürzungspolitik und Angriffe 
auf die Arbeiter*innenklasse. Unsere 
Schwesterorganisation, die Socialist 
Party (SP), versucht beidem etwas 
entgegenzusetzen. Mit Neil Moore 
und Amy Ferguson kandidierten 2 

Gewerkschaftsaktivist*innen in South 
Belfast und West Tyrone unter dem 
Slogan “Wir können uns das System 
nicht mehr leisten”. Ziel der Kandida-
tur war es, den Protesten eine Stimme 
auf Wahlebene zu geben und eine ech-
te Vertretung der Arbeiter*innen auf 
den Stimmzettel zu bringen. Daher 
wurden die Streiks bei Caterpillar, in 
der lokalen Verwaltung, im Bildungs-
system und in der Transportbranche 
unterstützt. Fast täglich war man bei 
den Streikposten, die SP und die Kan-
didat*innen waren gerade unter den 

Arbeiter*innen bekannt. DAS zentrale 
Wahlkampfthema waren die hohen 
Lebenshaltungskosten. Entsprechend 
wichtig waren die Forderungen nach 
kostenlosem öffentlichem Verkehr, 
kostenloser Kinderbetreuung, Investi-
tionen in sozialen Wohnbau sowie der 
Vergesellschaftung des Energiesektors 
und einem Mindestlohn von 15.- Pfund 
plus echten Reallohnerhöhungen.

www.socialistpartyni.org

beide Artikel von Lukas Kastner

Seit März kommt es in Sri Lanka zu 
Massenprotesten gegen die Regierung 
und Präsident Gotabaya Rajapaksa. 
Die Wirtschaftskrise führt zu täg-
lichen Stromausfällen, Inflation und 
zunehmender Verelendung. Mitglie-
der der International Socialist Alter-
native (ISA) waren vor Ort, um sich 
jenseits der bürgerlichen Medien ein 
Bild zu machen und Vorschläge in die 
Bewegung zu tragen. Dabei wurde 
spürbar, welche Macht die Arbei-
ter*innenklasse des Landes auszuüben 
im Stande ist. Im April mussten 26 Re-
gierungsmitglieder und im Mai auch 
Premier Mahinda Rajapaksa zurück-
treten. Am 6. Mai kam es zum “Har-
tal” - einem Generalstreik, der von 
der Mehrheit der Arbeiter*innen un-
terstützt wurde sowie der Schließung 

von Kleinbetrieben. Auch die Opposi-
tionsparteien werden von den Protes-
tierenden oft kritisch gesehen.

ISA schlägt ein sozialistisches Pro-
gramm vor, um die Misere endgültig 
zu beenden. Dazu gehört der Aufbau 
von Streik- und Selbstverteidigungs-
komitees an den Arbeitsplätzen, den 
Protestorten, den Nachbarschaften 
und in den Dörfern. Die unmittel-
baren Forderungen, wie eine massive 
Erhöhung der Löhne und Preiskon-
trollen müssen mit dem Widerstand 
gegen das Präsidialsystem insgesamt 
verknüpft werden. Statt Militarisie-
rung und einem anderen bürgerlichen 
Präsidenten braucht es eine sozialis-
tische Regierung der Arbeiter*innen 

und der armen Bäuer*innen, die mit 
dem Chauvinismus gegen die tamili-
sche Bevölkerung bricht - bis hin zum 
Recht auf einen eigenen Staat. Um die 
wirtschaftliche Krise in den Griff zu 
bekommen, braucht es die Vergesell-
schaftung der wichtigsten Unterneh-
men und Banken, sowie deren demo-
kratische Kontrolle und Verwaltung 
durch gewählte Vertreter*innen im 
Rahmen einer Wirtschaft, die nach 
den Bedürfnissen der Menschen und 
nicht nach Profiten ausgerichtet ist. 
Statt die kapitalistischen Schulden an 
IWF & Co. zu zahlen, muss der Reich-
tum endlich für die Menschen vor Ort 
verwendet werden!

internationalsocialist.net

Internationale Notizen

Sri-Lanka: Programm für Proteste!



der Superreichen und mit einem Pro-
gramm, das sich klar gegen Angriffe 
auf das Arbeitsrecht positioniert und 
weitgehende ökologische und soziale 
Verbesserungen beinhaltet, auf 22,0% - 
und verpasste nur knapp die Stichwahl.
Obwohl Mélenchon’s Programm einige 
starke Punkte beinhält, bleibt es den-
noch ein reformistisches Programm. 
Es arbeitet mit Appellen und versucht 
Lösungen in derselben kapitalistischen 
Logik zu finden, die keinen Spiel-
raum für eine echte soziale Alternative 
zulässt. Für die Parlamentswahlen 
Anfang Juni ruft er mit der “union 
populaire” zu einem breiten Bünd-
nis aus Gewerkschafter*innen, linken 
Parteien und Organisationen auf. Ent-
scheidend für den Erfolg eines Bünd-
nisses ist vor allem sein Inhalt - das 
Programm -, und nicht, wie “breit” 
oder groß es am Papier ist. Am Beispiel 
Ungarn, wo Orban im April die Wahl 
gegen eine Koalition aller oppositionel-
len Parteien gewinnen konnte, sehen 
wir am besten, dass die “Einigung auf 
den aussichtsreichsten Kandidaten” 
ohne Programm keinen Erfolg bringt.

Raus aus dem Teufelksreis

In dem auf unserer Konferenz be-
schlossenen Dokument zu österrei-
chischen Perspektiven schreiben wir, 
dass die unmittelbare Wahlebene für 
die Frage des Wiederaufbaus einer 
politischen Alternative tendenziell 
an Bedeutung verlieren werden - zu 
groß ist die Desillusionierung vom 
bürgerlichen Staat und seinen Partei-
en sowie Institutionen. Dafür rücken 

betriebliche Kämpfe bzw. soziale Be-
wegungen stärker in den Fokus. Die 
Basis für eine echte politische Alter-
native zu Establishment und rechts-
extremer Pseudo-Opposition wird 
also nicht durch Herumtaktieren und 
Bündnisse Schmieden gelegt, sondern 
durch konkrete, gemeinsame Kämpfe 
gegen beide. In Frankreich - und in 
kleinerem Ausmaß auch in Österreich 
- treten immer größer werdende Teile 
der Arbeiter*innenklasse bewusster 
in Kämpfe ein, welche die Profitlogik 
in Frage stellen: Angefangen von Be-
schäftigten in der Pflege oder Elemen-
tarpädagogik, Frauen im Kampf gegen 
Sexismus und andere Formen der Dis-
kriminierung bis hin zur Jugend, die 
noch nie eine krisenfreie Zeit erlebt 
hat.

Ein erfolgreicher Streik im Gesund-
heitsbereich hilft mehr, als in bürger-
lichen Parlamenten überstimmt zu 
werden. Betriebliche Auseinanderset-
zungen alleine greifen aber - wie der 
ausschließliche Fokus auf Wahlen - zu 
kurz: Das aktive Unterstützen und Zu-
sammenführen dieser betrieblichen 
Kämpfe bildet die stärkste organisa-
torische und politische Basis für echte 
Verbesserungen und eine neue Partei 
der Arbeiter*innen. Erst die gegen-
seitige Wechselbeziehung zwischen 
einer politischen Partei, die Kämpfe 
zusammenführen und politisch an-
führen kann, und dem Widerstand auf 
betrieblicher Ebene, in Schulen oder 
Universitäten, wird die tatsächlich 
breite Massen für eine Alternative zum 
kapitalistischen Chaos mobilisieren.

von Stefan Brandl

Auch wenn Le Pen die Stichwahl in 
Frankreich verloren hat, ist das Er-
reichen des zweiten Wahlgangs ein 
weiterer von vielen Wahlerfolgen von 
rechten und rechtsextremen Parteien 
in Europa. Hierzulande sprechen sich 
laut Umfragen ebenfalls wieder 20% 
für die FPÖ aus, die sich schon längst 
wieder vom Ibiza-Skandal erholt hat. 
Als Möglichkeit, rechte (Wahl-)Erfolge 
zu verhindern, wird “taktisches Wäh-
len” wieder mehr diskutiert.

Wahl zwischen Pest und Cholera

Besonders in Frankreich war die 
Präsidentschaftswahl von einer “ge-
ringeren Übel”-Logik geprägt. Le Pen 
konnte mit dem Thema Kaufkraft vor 
allem nur deswegen Stimmen gewin-
nen, weil das Thema Inflation von lin-
ker Seite zunächst kaum aufgegriffen 
worden ist. Die absolute Mehrheit aller 
Wähler*innen wollte keine Le Pen als 
Präsidentin; für manche bedeutet das 
nun, Macron zu wählen. Doch Ma-
crons Politik war keine Alternative 
zur extremen Rechten, sondern der 
Boden, auf dem sie wuchs. Seine erste 
Amtszeit war gezeichnet von Sozial-
abbau, Polizeibrutalität und größer 
werdender Unsicherheit für große Be-
völkerungsschichten in Frankreich. 
Besonders für junge Menschen stellten 
weder Macron noch Le Pen eine wähl-
bare Option dar. Der linke Kandidat 
Mélenchon lag Anfang März noch bei 
knapp 12%. Doch er schaffte es durch 
konsequentes Ablehnen der Politik 

“Taktisches Wählen” gegen Rechts?
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LL Schluss mit Arbeitslosigkeit, Lohn-
kürzung & Schikanen gegen 
Arbeitslose. Mindestlohn & Mindest-
pension von 1.700 € Netto & Arbeits-
zeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vor-
handenen Arbeit auf Alle bei vollem 
Lohn. Unbefristetes Arbeitslosengeld 
und Pension dürfen nicht unter dem 
Mindestlohn liegen.

LL Kapitalismus bringt immer wieder 
Krisen! Statt Subventionen und 
Rettungen aus unseren Steuern für 
Banken & Konzerne wollen wir ein 
öffentliches Investitionsprogramm 
bei Gesundheit, Bildung, Wohnen, 
Umwelt & Verkehr.

LL Der Kampf für Frauenrechte ist für 
uns Teil des Kampfes für eine sozia-
listische Gesellschaft! Für eine ge-
rechte Entlohnung und Verteilung 
der bezahlten und unbezahlten 
Arbeit! Flächendeckende kosten-
lose Betreuung von Kindern und 
Pflegebedürftigen durch bezahlte 
Fachkräfte. Schluss mit Sexismus 
und Gewalt gegen Frauen!

LL Wir mobilisieren gegen die Angriffe 
der radikalen Abtreibungsgegner 
auf das Selbstbestimmungsrecht 
von Frauen! Möglichkeit auf kos-
tenlosen Schwangerschaftsabbruch 
in öffentlichen Spitälern in allen 
Bundesländern.

LL Schluss mit rassistischen Gesetzen 
und Abschiebungen! MigrantInnen 
sind nicht die Ursache für soziale 
Probleme. Gemeinsamer Kampf von 
Österreicher*innen und Migrant*in-
nen für die volle rechtliche, politi-
sche und soziale Gleichstellung aller 
hier lebenden Menschen.

LL Die Jugend braucht eine Zu-
kunft. Statt Kürzungen und 

Privatisierung mehr Geld für 
Bildung, die sich nicht an den In-
teressen der Wirtschaft orientiert, 
sondern kritische und selbständige 
Menschen zum Ziel hat. Garantier-
te Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Woh-
nungen und Freizeiteinrichtungen 
ohne Konsumzwang.

LL Schluss mit der Diskriminie-
rung, Stigmatisierung und Be-
hinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das 
Recht auf Selbstorganisierung und 
Selbstbestimmung.

LL Volle Gleichberechtigung für 
Schwule, Lesben, Transgender-
personen & Bisexuelle.

LL Nein zu polizeistaatlichen Methoden 
und privaten Sicherheitsdiensten, 
die nur die Interessen des Kapitals 
schützen. Statt auf Überwachungs-
staat und Aufrüstung setzen wir auf 
soziale Sicherheit.

LL Sozialpartnerschaft bedeutet be-
sonders heute Verschlechterungen. 
Statt Privilegien und Bürokratie im 
ÖGB für kämpferische und demo-
kratische Gewerkschaften.

LL Faschistische und rechtsextreme 
Organisation wie Burschenschaf-
ten & auch die FPÖ sind eine reale 
Bedrohung für Migrant*innen, 
Gewerkschafter*innen & Linke. 
Dagegen braucht es entschlosse-
nen Widerstand und den Aufbau 
einer politischen Alternative!

LL SPÖ und Grüne sind diese Alterna-
tive nicht. Sie können die rechte Ge-
fahr nicht stoppen.Wir wollen keine 
Stellvertreter*innenpolitik, sondern 
wir brauchen eine neue starke, 
kämpferische sozialistische Partei 

für Arbeiter*innen, Arbeitslose & 
Jugendliche, deren Vertreter*innen 
keine Privilegien haben.

LL Hunger, Krieg, Umweltzerstörung, 
Armut & Verschuldung sind die 
Folge neokolonialer Politik im In-
teresse von Konzernen. Keine Zu-
sammenarbeit oder Mitgliedschaft 
in imperialistischen Militärbünd-
nissen. Nur internationale Solida-
rität & Zusammenarbeit der Arbei-
ter*innenbewegung kann Frieden 
und ein menschenwürdiges Leben 
für Alle schaffen.

LL Keine Privatisierung der Gewinne 
und Verstaatlichung der Verluste. 
Es reicht nicht, die Finanzmärkte 
zu regulieren und internationale 
Institutionen wie EU, IWF & Welt-
bank zu reformieren. Wir brau-
chen eine echte Alternative zum 
Kapitalismus. Darum sind wir für 
die Überführung der Banken & 
Konzerne in öffentliches Eigentum 
unter demokratischer Kontrolle & 
Verwaltung der Beschäftigten & 
der Gesellschaft.

LL Kapitalismus bedeutet Umweltzer-
störung und Chaos. Nachhaltigkeit 
und Wohlstand durch eine demo-
kratisch geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen Bedürfnissen 
und nicht von Aktienkursen & Pro-
fiten bestimmt wird.

LL Eine revolutionäre Veränderung 
ist notwendig. Lediglich Refor-
men führen zu keinen grund-
legenden Verbesserungen. Die 
Arbeiter*innenbewegung & die 
Jugend sind Kräfte, die den Bruch 
mit dem Kapitalismus & eine 
demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.
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LL Termin: Das Sommercamp von 
ISA und ROSA - eine Woche voller  
Sommer, Sonne, Sozialismus! 
21. - 28. August in Kärnten/Koroška

LL Kampf gegen Sexismus in der 
Gastro: Die neue Kampagne der 
sozialistisch-feministischen Initiative 
ROSA.	 Seite 6

LL Die österreichische Arbeiter*innen-
bewegung in der Epoche des 
Faschismus 1933-1945 und die Lehren 
für heute.	 Schwerpunkt
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